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Beschluss:

1. Das Sozialreferat wird beauftragt, die von 2020 bis 2021 befristet 

erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von jährlich 450.000 Euro im Rahmen 

der Haushaltsplanaufstellung 2020 bei der Stadtkämmerei anzumelden 

(Finanzpositionen 4363.530.1000.8, 4363.540.3000.5, Kostenstelle 

20311057).

 

2. Das Sozialreferat wird beauftragt, die zahlungswirksamen Erlöse in Höhe von 

je 200.000 Euro für die Jahre 2020 und 2021 im Rahmen des 

Haushaltsaufstellungsverfahrens zusätzlich anzumelden (Innenauftrag 

606230320, Sachkonto 421100, Finanzposition 4363.110.8000.2). 

 

3. Mehrjahresinvestitionsprogramm

Die Fortschreibung des Mehrjahresinvestitionsprogramms wird wie folgt 

geändert: 

MIP alt:

nicht vorhanden

MIP neu:

EAK Alte Heimat, Unterabschnitt 4363, Maßnahmenummer 7550, 

Rangfolgennummer 003; (Euro in 1.000)

Gruppie

rung

Gesa

mt-

kosten

Finanz

.

bis

2018

Programmzeitraum 2019 bis 2023

(Euro in 1.000)

nachrichtlich

Summe 

2019- 2023

2019 2020 2021 2022 2023 2024 Rest 

2025 

ff.

935 46 0 46 0 23 23 0 0 0 0

Summe 46 0 46 0 23 23 0 0 0 0
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St. A. 46 0 46 0 23 23 0 0 0 0
4. Das Sozialreferat wird beauftragt, die erforderlichen Haushaltsmittel in 2020 

und 2021 i. H. v. jährlich 22.500 Euro auf der Finanzposition 4363.935.7550.7 

Haushaltsplanaufstellungsverfahren termingerecht anzumelden.

5. Die notwendigen zusätzlichen Ressourcenbedarfe für 2020 und 2021 hierfür 

wurden bereits zum Eckdatenbeschluss 2020 angemeldet. Die endgültige 

Entscheidung erfolgt durch die Vollversammlung des Stadtrates im Rahmen 

der Verabschiedung des Haushalts 2020.

6. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrats.


